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Die Errichtung neuer Objekte zur Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen durch den gemeinsamen 
Einsatz von Mitteln und Kapazitäten geschieht grundsätz­
lich im Rahmen des Planes auf der Grundlage von Ver­
trägen. Hervorzuheben ist, daß die invastitionsrechtlichen 
Vorschriften auch bei der gemeinsamen Errichtung ge­
planter Vorhaben durch die Betriebe und örtlichen Staats­
organe voll anzuwenden sind. Das bedeutet beispielsweise, 
daß über die Vorbereitung und Durchführung eines ge­
meinsamen Vorhabens Wirtschaftsverträge abzuschließen 
sind.

Bei der Durchführung gemeinsamer Maßnahmen über 
den Plan hinaus ist jede Gefährdung geplanter und bilan­
zierter Vorhaben auszuschließen, und die dafür geltenden 
Rechtsvorschriften sind konsequent einzuhalten.9 Maßnah­
men zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingun­
gen über den Plan hinaus dürfen nur durchgeführt wer­
den, wenn dafür zusätzlich materielle Reserven erschlossen 
werden und der Einsatz der finanziellen Mitted aus 'be­
stimmten Fonds dafür zulässig ist. Die Kombinate und 
Betriebe sind berechtigt, finanzielle Mittel aus ihrem Lei­
stungsfonds für die Durchführung von Maßnahmen zu­
sätzlich zum Plan bis zur Höhe von 50 000 M je Objekt zu 
verwenden. Das gilt auch für den Fall einer Beteiligung 
an gemeinsamen Vorhaben mit örtlichen Staatsorganen. 
Der Einsatz bilanzierter Kapazitäten und Materialfonds für 
Maßnahmen zusätzlich zum Plan ist nicht gestattet.

Die typische Rechtsform für die Zusammenarbeit bei 
der Durchführung solcher Maßnahmen ist der Kommunal­
vertrag.10 Die besondere Bedeutung des Abschlusses von 
Kommunalverträgen liegt somit darin, daß auf diesem 
Wege Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen von geringem Wertumfang zusätzlich 
zum Plan realisiert werden. Es wäre aber verfehlt, aus 
dem geringen Wertumfang derartiger Maßnahmen zu 
schlußfolgern, daß damit dem Abschluß von Kommunal­
verträgen nur eine geringe Bedeutung zukommt. Auch 
durch die Realisierung zahlreicher kleiner Maßnahmen 
kann wesentlich zur Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen beigetragen werden.

Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit, 
Ordnung, Sicherheit und Disziplin

Die den Kombinaten und Betrieben obliegende Aufgabe, 
die sozialistische Gesetzlichkeit allseitig zu gewährleisten 
sowie Ordnung, Sicherheit und Disziplin durchzusetzen 
(§ 8 KombinatsVO), kann ebenfalls nur in enger Zusam­
menarbeit mit den örtlichen Staatsorganen verwirklicht 
werden. Ordnung, Sicherheit und Disziplin erfordern eine 
Atmosphäre bewußter Einhaltung des sozialistischen 
Rechts, die in den Betrieben und den Wohngebieten glei­
chermaßen geschaffen werden muß. Die Wirkung der 
innerbetrieblichen Maßnahmen zur Gewährleistung von 
Gesetzlichkeit, Ordnung, Sicherheit und Disziplin muß 
durch die Unterstützung der Maßnahmen in den Wohn­
gebieten potenziert werden. Dazu gehört, daß die Betriebe 
eng mit den örtlichen Staatsorganen bei der Durchsetzung 
der Stadt- und Gemeindeordnungen (§ 55 Abs. 6 GöV) Zu­
sammenarbeiten und vor allem diejenigen Aufgaben vor­
bildlich erfüllen, die sich für sie selbst aus diesen Ordnun­
gen ergeben.1 11 Dabei gibt es viele Verpflichtungen, deren 
strikte Einhaltung zugleich auch der Vermeidung ökono­
mischer Verluste im Betrieb selbst dient.

Aber auch den örtlichen Räten obliegen bei der Ge­
währleistung von Gesetzlichkeit, Ordnung, Sicherheit und 
Disziplin zahlreiche Aufgaben (vgl. §§ 34, 48, 68 GöV), deren 
Lösung ohne aktive Unterstützung durch die Wirtschafts­
einheiten nicht denkbar ist. Die Tätigkeit der Schiedskom­
missionen in den Wohngebieten, der Aktivs für Ordnung 
und Sicherheit, der freiwilligen Feuerwehren sowie die Er­
ziehung und Kontrolle kriminell gefährdeter und Straf­
entlassener Bürger können nur dann mit hoher gesell­
schaftlicher Wirksamkeit gesichert werden, wenn durch

die Wirtschaftseinheiten geeignete Werktätige zur Über­
nahme ehrenamtlicher Funktionen in die Wohngebiete 
delegiert werden und der Wahngebietsarbeit ständige 
Unterstützung zuteil wird.

*

Für die sich erweiternde Zusammenarbeit der Kombinate 
und Betriebe mit den örtlichen Staatsorganen ist kenn­
zeichnend, daß auf beiden Seiten die Verantwortung für 
die Lösung gesamtstaatlicher Aufgaben wächst. Die 
Schwerpunkte der Zusammenarbeit ergeben sich aus der 
objektiven Verflechtung der Aufgaben, die den Kombina­
ten und Betrieben einerseits und den örtlichen Staatsorga­
nen andererseits obliegen. Auch die Frage, auf welcher 
Ebene und unter Anwendung welcher Rechtsformen sich 
die Zusammenarbeit zu vollziehen hat, kann nur in Ab­
hängigkeit von den konkreten Aufgaben beantwortet wer­
den. Es ist daher nicht möglich, eine Zusammenarbeit be­
stimmter Leitungsebenen der Wirtschaft und der örtlichen 
Staatsorgane (z. B. der Kombinate und der Räte der Be­
zirke oder der Kombinatsbetriebe und der Räte der Kreise) 
generell für alle Beziehungen zu bestimmen. Die Kombi­
nate und Betriebe müssen — entsprechend der jeweiligen 
konkreten Aufgabe — sowohl mit den Räten der Bezirke 
als auch mit den Räten der Kreise, Städte und Gemeinden 
Zusammenarbeiten.

Die Zusammenarbeit der Kombinate und Betriebe mit 
den örtlichen Staatsorganen vollzieht sich unter Anwen­
dung der verschiedenartigsten Rechtsformen. Dabei stehen 
zwei typische Rechtsformen im Mittelpunkt:

1. Entscheidungen der örtlichen Staatsorgane, die sie als 
Glieder der einheitlichen Staatsmacht rechtsverbindlich 
gegenüber den Wirtschaftseinheiten treffen. Dabei ist 
kennzeichnend, daß diese Entscheidungen weitgehend auf 
der Grundlage zentraler Entscheidungen oder in Abstim­
mung mit den für die Wirtschaftseinheiten verantwort­
lichen zentralen Staatsorganen ergehen und daß bereits im 
Prozeß der Entscheidungsvorberedtung die örtlichen Staats­
organe mit den Wirtschaftseinheiten eng und konstruktiv 
Zusammenwirken.

2. Gemeinsame Entscheidungen der örtlichen Staats­
organe und der Wirtschaftseinheiten in Form der Verträge. 
Diese werden insbesondere 'bei der Entwicklung der Ar­
beits- und Lebensbedingungen und des gesellschaftlichen 
Lebens im Territorium angewandt.

Insgesamt gilt der Grundsatz, daß die Rechtsform vom 
Charakter der jeweils zu gestaltenden Beziehungen be­
stimmt wird.13
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